Aus unserer Rechtsschutzmappe
is. Der große Krieg hat auch in der Behandlung unserer Rechtsschutzfälle eine Änderung gebracht, welche zum Teil für uns Strassenbahner nachteilige Folgen mit sich brachte.  Wir meinen da die  Unterstellung der Strassenbahner unter die Kriegsgesetze, die es mit sich brachte, dass Verfehlungen des Personals, soweit dieselben einer strafrechtlichen Beurteilung bedurften, nicht mehr durch die bürgerlichen, sondern durch die Militärgerichte zur Aburteilung gelangten. Das hatte wiederum zur Folge, wie es ja im Charakter der Militär Justiz liegt, dass solche Vergehen eine viel schärfere Beurteilung erfuhren, als sie verdienten.
Dabei konnten wir die äusserst interessante Tatsache konstatieren,  dass nicht bei allen Betrieben solche Verfehlungen den Militärgerichten überwiesen wurden, sondern wie in normalen Zeiten durch die bürgerlichen Gerichte zur Aburteilung gelangten. Diese Erscheinung darf vielleicht als Gradmesser dienen, nach welchem zu erkennen ist, wie einzelne Verwaltungen dem Personal gesinnt sind.

Der schweizerische Bundesrat hat dann endlich  diesem  Zustand auf Drängen hin ein Ende gemacht, indem er verfügte, dass in Zukunft solche Verfehlungen nur durch die bürgerlichen Gerichte beurteilt werden dürfen.  Das scheint uns höchste Zeit gewesen zu sein, war es doch schon von Anfang an ein Unsinn, solche Sachen den Militärgerichten zu unterstellen, deren Zusammensetzung eine den einschlägigen

Verhältnissen  entsprechende  Beurteilung geradezu unmöglich machte, da nicht erwartet werden konnte, dass Leute, die in Sachen keine Praxis aufzuweisen haben, über solche Verhältnisse ein objektives Urteil  gewinnen, und deshalb nur zu geneigt sind, auf das abzustellen, was ihnen seitens der Verwaltung als belastend vorgetragen wird. Nun gibt es aber genügend Fälle, wo die Verwaltung alle Ursache hat, das angeklagte Personal in ein möglichst schiefes Licht zu stellen, um damit ihre eigenen Unterlassungssünden zu verschleiern. Wir sind auch in der Lage, aus unserer Praxis heraus obenstehende Ausführungen zu erhärten, und da haben wir besonders einen Fall im Auge, der, wie kein anderer, geeignet sein wird, diesen Zweck zu erfüllen.
Eine schweizerische Trambahnverwaltung nahm die Verlängerung einer schon bestehenden Linie vor. Dieses Teilstück wurde dem Betriebe übergeben bevor die Linie fertiggestellt war, und zwar  wurde  durch

 ein Provisorium das zweite Geleise bis auf 12 cm an das erste gerückt, so dass die Wagen nicht nebeneinander vorbeifahren konnten. Es entstand dadurch eine richtige Mausefalle, auf welche seitens der Verwaltung durch Anschlag auf dem schwarzen Brett aufmerksam gemacht wurde.  Dagegen wurde unterlassen, durch Warnungssignale an der betreffenden Stelle auf die Gefahr hinzuweisen. Auch wurde, entgegen den Vorschriften des Gesetzes über Bau und Betrieb von Eisenbahnen, die amtliche Kollaudation nicht vorgenommen. In diesen beiden Tatsachen liegt unserer Ansicht nach eine  Pflichtvernachlässigung  seitens  der Tramverwaltung vor, die, wie wir nachher sehen werden, zu wenig in Würdigung gezogen wurde, was nur dem Umstande zugeschrieben werden kann, dass, wie oben gesagt, die Militärgerichte zu wenig mit dem Eisenbahnwesen vertraut sind.
Nun fand bei der genannten Stelle, wie es ja fast nicht anders zu erwarten war, ein ziemlich schwerer Zusammenstoß zweier Tramwagen statt, der die beiden Tramführer auf die Anklagebank brachte, beileibe nicht etwa auch die verantwortlichen Organe der Tramverwaltung. Aus den Akten konnten wir ersehen, dass dem am meisten beschuldigten Führer vorgeworfen wurde, er habe sich zu wenig um die Vorschriften gekümmert. Wie verhält sich nun die Sache? Der genannte Führer war zur Zeit, als diese Strecke in  Betrieb  genommen wurde, im Urlaub und hatte deshalb keine Kenntnis von der erlassenen Vorschrift. Am Tage als er den Dienst wieder aufnahm, hatte er keine Gelegenheit, diese Verfügung zu lesen, und war deshalb, da

ja keine Signale angebracht waren, in völliger Unkenntnis, auf welcher Seite der Wagen anzuhalten habe, um die Kreuzung passieren zu lassen.  Der andere Führer, der nicht wissen konnte, dass sein Kollege des  entgegenkommenden Wagens keine Kenntnis der erlassenen Vorschrift hatte, und im Glauben, derselbe warte seinen Wagen an der vorgeschriebenen Stelle ab, fuhr im gleichen Moment in die gefährliche Stelle ein, als  das  seitens des entgegenkommenden Wagens geschah, und das Unglück war da. Wenn wir auch die beiden Führer nicht ganz freisprechen können, da man sich auf der einen Seite zu wenig um die Vorschriften, die seit seiner Abwesenheit erlassen wurden, kümmerte, und  auf der andern Seite sich allzusehr auf diese Vorschriften verliess, so scheint uns doch, dass die Trambahnverwaltung ein mindestens

 ebenso großes Verschulden trifft, wenn die angeführten Unterlassungen in Würdigung gezogen werden. Schon aus diesem Grunde hätte man erwarten dürfen, die Verwaltung würde möglichst milde gegen die beiden Führer vorgehen. Aber weit gefehlt: nicht nur wurden dieselben dem Kriegsgericht zur Aburteilung  übergeben, sondern sie wurden einige Wochen im Dienste eingestellt, ja man ging so weit, gegen den einen

 die Entlassung zu beantragen, unbekümmert darum, dass derselbe schon über 15 Jahre im Dienste steht. Zur Ehre der oberen Behörden gelang der Verwaltung die letztere Absicht nicht. 
Der folgende Akt, der sich vor dem Kriegsgericht abspielte und damit endete, dass der eine Führer zu fünf Tagen Gefängnis  und der andere zu Fr. 20 Busse verurteilt wurde, führt uns vor Augen, wie wenig vollkommen die Beurteilung eines solchen Falles durch Kriegsgerichte möglich ist, er zeigt uns aber  auch, dass  es Verwaltungen gibt, die, um die eigenen Sünden zu verdecken, sich nicht scheuen, von den

schmutzigsten Mitteln Gebrauch zu machen, das angeklagte Personal in  ein möglichst ungünstiges Licht zu stellen. (Die betreffende Verwaltung stellte dem Gerichte die gesamte Konduitenliste der beklagten Führer

zur Verfügung, ein Vorkommnis, das unseres Wissens bis heute einzig dasteht.)
Trotz alledem konnte das Gericht es nicht umgehen, der Verwaltung ebenfalls sein Missfallen  auszudrücken,  was  gewiss am besten beweist, dass auf dieser Seite nicht wenig Verschulden vorhanden war, für welches diese aber straflos ausgeht. Hier bestätigt sich das alte Lied: Die kleinen Diebe hängt man, die grossen lässt man laufen!
Der geschilderte Fall führt uns aber auch mit aller Deutlichkeit vor Augen, welch wertvolle Einrichtung wir in unserem Rechtsschutz besitzen. Ohne Rechtsschutz wäre es den angeklagten Mitgliedern unseres Verbandes nicht möglich gewesen, sich den richtigen Beistand vor Gericht zu verschaffen, was unserer Ansicht nach bestimmend war, wenn das Urteil nicht schlimmer ausfiel. Wir müssen uns deshalb geloben, diese Institution in Ehren zu halten, wenn wir wollen, dass wir für alle Zukunft nach dieser Richtung hin geschützt sind.
Schweizerische Strassenbahner-Zeitung, 8.10.1915
